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10 Sa 169/23 

10 Ca 4873/22 

Arbeitsgericht Düsseldorf 

 Verkündet am 13.10.2023 
 
Schwiewagner 
Regierungsbeschäftigte 
als Urkundsbeamtin der Ge-
schäftsstelle 

LANDESARBEITSGERICHT DÜSSELDORF 
IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

In dem Rechtsstreit 

 

 

G. U.-straße, P. 

 

Kläger und Berufungskläger 

 

Prozessbevollmächtigte 

Rechtsanwälte Y. mbB, J.-straße, N. 

 

g e g e n  

 

S., vertreten durch den Vorstand D., H.-straße, W. 

 

Beklagte und Berufungsbeklagte 

 

Prozessbevollmächtigte 

B. Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB, F.-straße, R. 

 

 

hat die 10. Kammer des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf 

auf die mündliche Verhandlung vom 13.10.2023 

durch den Vorsitzenden Richter am Landesarbeitsgericht Mailänder als Vorsitzenden 

und den ehrenamtlichen Richter vom Brocke 

und den ehrenamtlichen Richter Özen 

 

für Recht erkannt: 

 

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Arbeitsgerichts Düssel-

dorf vom 23.02.2023 – 10 Ca 4873/22 – wird auf seine Kosten zurückge-

wiesen. 

 

Die Revision wird nicht zugelassen. 
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T A T B E S T A N D : 

 

Die Parteien streiten über einen Anspruch auf Kaufkraftanpassung des Grundgehaltes 

des Klägers. 

 

Am 01.01.1992 wurde der Kläger von der K. als „außertariflicher Vertragsangestellter 

mit dem Titel Prokurist“ eingestellt. Der schriftliche Anstellungsvertrag vom 

13.12.1991, wegen dessen vollständigem Inhalt auf die mit der Klageschrift als Anlage 

1 zu den Akten gereichte Kopie verwiesen wird, sieht unter Nr. 5 unter anderem vor: 

 

„Ihr Brutto-Jahresgehalt setzt sich wie folgt zusammen: 

 

Grundgehalt  DM 101.000,-- 

Funktionszulage DM   14.000,-- 

Gesamtgehalt DM 115.000,-- 

 

[…] 

 

Der Vorstand wird die Angemessenheit des Grundgehaltes in angemessenen 

Zeitabständen von längstens drei Jahren zum Zwecke des Ausgleichs evtl. ein-

getretener Inflationsverluste (Kaufkraftverluste) überprüfen“ 

 

Im Zuge der gesetzlichen Neuordnung der Rechtsverhältnisse der öffentlich-rechtli-

chen Kreditinstitute in Nordrhein-Westfalen begründete der Kläger mit Anstellungsver-

trag vom 03.04.2002 ein „Zweitarbeitsverhältnis“ mit der Rechtsvorgängerin, der C. 

AG. In diesem Vertrag, wegen dessen vollständigem Inhalt auf die mit der Klageschrift 

als Anlage 3 zu den Akten gereichte Kopie verwiesen wird, wurde u.a. das Brutto-

grundgehalt des Klägers mit 74.905 € festgeschrieben und zudem vereinbart, dass 

sich der Inhalt des Anstellungsverhältnisses im Übrigen nach den zuletzt vor Inkraft-

treten des Neuregelungsgesetzes zwischen dem Kläger und der K. bestehenden ar-

beitsvertraglichen Vereinbarungen etc. richtet. 

 

Im August 2012 ging das Anstellungsverhältnis aufgrund einer dreiseitigen Vereinba-

rung (Anlage 4 zur Klageschrift) auf die Beklagte über.  

 

Bei der Beklagten gilt eine mit dem Gesamtpersonalrat abgeschlossene „Dienstver-

einbarung über die Anstellung, Vergütung und Versorgung der außertariflich Beschäf-

tigten (AT-Beschäftigte) der Bank“ (im Folgenden: DV AT). In der DV AT, wegen deren 

vollständigem Inhalt auf die mit der Klageerwiderung als Anlage B 1 zu den Akten 

gereichte Kopie Bezug genommen wird, ist unter § 3 geregelt, dass das Jahresgrund-

gehalt tarifdynamisch angepasst wird. 
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Mit Schreiben vom 03.06.2013 (Anlage 5 zur Klageschrift) teilte die Beklagte dem Klä-

ger Folgendes mit: 

 

„Mit dem Betriebsübergang nach § 613a BGB ist auch Ihr arbeitsvertraglicher 

Anspruch auf Kaufkraftanpassung Ihres Grundgehalts übergegangen. Zudem gilt 

für alle AT-Beschäftigten der Bank – und damit auch für Sie – die „Dienstverein-

barung über die Anstellung, Vergütung und Versorgung der außertariflich Be-

schäftigten (AT-Beschäftigte)“, in der unter § 3 Jahresfestgehalt vereinbart 

wurde, dass das Jahresgrundgehalt tarifdynamisch angepasst wird. 

 

Unter Würdigung des einzelvertraglichen Anspruchs auf Kaufkraftanpassung und 

der tarifdynamischen Anpassung aus der Dienstvereinbarung AT-Beschäftigte 

gilt für Sie zukünftig das Günstigkeitsprinzip. D.h., sollte die tarifliche lineare Ge-

haltssteigerung niedriger sein als eine der Inflationsrate folgenden Kaufkraftan-

passung (Höhe der Veränderung des vom statistischen Bundesamtes ermittelten 

Verbraucherpreisindex), erhalten Sie in dem betreffenden Jahr eine Kaufkraftan-

passung des Grundgehalts; sollte die zwischen den Tarifvertragsparteien verein-

barte lineare Tariferhöhungen höher sein als die Steigerung des Verbraucher-

preisindex, so wird ihr Grundgehalt gemäß Tarifabschluss angepasst. 

 

Wir freuen uns, Ihnen mitteilen zu können, dass demzufolge Ihr Jahresgrundge-

halt für das Jahr 2013 mit Wirkung zum 01.07.2013 gemäß Tarifvertrag um 2,5% 

erhöht wird “ 

 

Nach dem Betriebsübergang passte die Beklagte das Grundgehalt des Klägers aus-

schließlich tarifdynamisch an. Jedenfalls seit dem Betriebsübergang auf die Beklagte 

gab es im Arbeitsverhältnis des Klägers keine durch Beförderungen bedingte und auch 

sonst keine Entgeltanpassungen, die nicht mit der Weitergabe der allgemeinen Tarif-

entwicklung zu tun gehabt hätten. Ausweislich einer von der Beklagten mit der Klage-

erwiderung als Anlage B10 vorgelegten Entgeltbescheinigung für Juni 2021 bezog der 

Kläger zu diesem Zeitpunkt neben verschiedenen weiteren Positionen ein monatliches 

„Festgehalt“ von € 9.474,34 brutto.  

 

Unter dem 09.11.2021 schlossen die Parteien - u.a. auf der Grundlage der bei der 

Beklagten geltenden „8. Ergänzungsvereinbarung zur Dienstvereinbarung zur Arbeits-

platzsicherung vom 13.03.2020 i.d.F. vom 29.07/02.08.2021 ‚Scope‘ (8.ErgVB) - eine 

„Altersteilzeitvereinbarung“. Gemäß § 3 dieser Vereinbarung wird das Arbeitsverhält-

nis ab dem 01.12.2021 bis zum 31.01.2024 als Altersteilzeitverhältnis auf der Grund-

lage einer der Hälfte der arbeitsvertraglich vereinbarten Arbeitszeit entsprechenden 

durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit von 19,5 Stunden im Blockmodell, d.h. 

mit einer der bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit von 39 Stunden entsprechenden 

Arbeitsphase bis zum 31.12.2022 und einer sich daran anschließenden Freistellungs-

phase fortgeführt. Für die Dauer des Altersteilzeitverhältnisses erhält der Kläger ge-

mäß § 4 der Vereinbarung auf der Grundlage der reduzierten wöchentlichen Arbeits-

zeit das in § 3 Ziff. 3 der 8. ErgVB definierte Regelarbeitsentgelt zuzüglich einer in § 5 
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geregelten Aufstockungszahlung von 30 Prozent. Wegen des vollständigen Inhalts der 

Altersteilzeitvereinbarung wird auf die mit der Klageschrift als Anlage 6 und wegen des 

Inhalts der 8. ErgVB auf die mit der Berufungserwiderung der Beklagten als Anlage 

BB1 vorgelegten Kopien Bezug genommen.  

 

Mit seiner Klage begehrt der Kläger eine Anpassung des ihm in der Zeit von Januar 

2022 bis Juni 2022 in Höhe von monatlich 6.158,32 € und ab Juli 2022 in Höhe von 

monatlich 6.343,08 € gezahlten Grundgehalts in Höhe der monatlichen Inflationsrate. 

Hilfsweise begehrt er die Erhöhung seines Jahresgehaltes 2022 um die Differenz zwi-

schen der auf das Jahr 2022 bezogenen Inflationsrate von 7,9% und der von der Be-

klagten zum 01.07.2022 vorgenommen Entgelterhöhung von 3,0%. Äußerst hilfsweise 

strebt er die Erhöhung seines Jahresgehaltes 2022 um 2,57% an, wobei es sich hierbei 

um die Differenz zwischen der Inflationsentwicklung von 2012 bis einschließlich 

31.12.2022 in Höhe von insgesamt 23,59% (noch ausgehend von einer Inflation von 

7,9% für das Jahr 2022) und den in diesem Zeitraum erfolgten Tariferhöhungen in 

Höhe von insgesamt 21,02% handeln soll. 

 

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, bei dem Schreiben vom 03.06.2013 handele 

es sich nach Maßgabe des Wortlautes zwingend um eine Zusage im Sinne einer An-

spruchsgrundlage und nicht nur um einen bloßen Verweis auf die bisherige arbeitsver-

tragliche, tarifliche oder sonstige Rechtslage der Arbeitsvertragsparteien. Sonst hätte 

die Beklagte in diesem Schreiben vom 03.06.2013 dem Kläger nicht mitgeteilt, „…gilt 

für Sie zukünftig das Günstigkeitsprinzip…“. Durch den Zusatz „zukünftig“ habe die 

Beklagte deutlich gemacht, dass sie dem Kläger zusätzlich und damit eben in Abgren-

zung zur bisherigen Rechtslage, etwas habe zusagen wollen. Wenn auch nach dem 

Schreiben vom 03.06.2013 alles beim Alten hätte bleiben sollen, hätte es des Schrei-

bens nicht bedurft.  

 

Der Kläger hat beantragt, 

 

1. die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger weitere 301,73 Euro brutto für 

den Monat Januar 2022, nebst Verzugszinsen i.H.v. fünf Prozentpunkten 

über dem Basiszinssatz seit dem 1. Februar 2022 zu zahlen; 

 

2. die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger weitere 314,07 Euro brutto für 

den Monat Februar 2022, nebst Verzugszinsen i.H.v. fünf Prozentpunkten 

über dem Basiszinssatz seit dem 1. März 2022 zu zahlen; 

 

3. die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger weitere 449,55 Euro brutto für 

den Monat März 2022, nebst Verzugszinsen i.H.v. fünf Prozentpunkten 

über dem Basiszinssatz seit dem 1. April 2022 zu zahlen; 

 

4. die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger weitere 455,71 Euro brutto für 

den Monat April 2022, nebst Verzugszinsen i.H.v. fünf Prozentpunkten über 

dem Basiszinssatz seit dem 1. Mai 2022 zu zahlen; 
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5. die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger weitere 486,50 Euro brutto für 

den Monat Mai 2022, nebst Verzugszinsen i.H.v. fünf Prozentpunkten über 

dem Basiszinssatz seit dem 1. Juni 2022 zu zahlen; 

 

6. die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger weitere 468,03 Euro brutto für 

den Monat Juni 2022, nebst Verzugszinsen i.H.v. fünf Prozentpunkten über 

dem Basiszinssatz seit dem 1. Juli 2022 zu zahlen; 

 

7. die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger weitere 475,78 Euro brutto für 

den Monat Juli 2022, nebst Verzugszinsen i.H.v. fünf Prozentpunkten über 

dem Basiszinssatz seit dem 1. August 2022 zu zahlen; 

 

8. die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger weitere 501,10 Euro brutto für 

den Monat August 2022, nebst Verzugszinsen i.H.v. fünf Prozentpunkten 

über dem Basiszinssatz seit dem 1. September 2022 zu zahlen; 

 

9. die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger weitere 634,30 Euro brutto für 

den Monat September 2022, nebst Verzugszinsen i.H.v. fünf Prozentpunk-

ten über dem Basiszinssatz seit dem 1. Oktober 2022 zu zahlen; 

 

10. die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger weitere 659,68 Euro brutto für 

den Monat Oktober 2022, nebst Verzugszinsen i.H.v. fünf Prozentpunkten 

über dem Basiszinssatz seit dem 1. November 2022 zu zahlen; 

 

11. die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger weitere 634,30 Euro brutto für 

den Monat November 2022, nebst Verzugszinsen i.H.v. fünf Prozentpunk-

ten über dem Basiszinssatz seit dem 1. Dezember 2022 zu zahlen; 

 

12. die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger weitere 545,50 Euro brutto für 

den Monat Dezember 2022, nebst Verzugszinsen i.H.v. fünf Prozentpunk-

ten über dem Basiszinssatz seit dem 1. Januar 2023 zu zahlen; 

 

13. die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger weitere 551,84 Euro brutto für 

den Monat Januar 2023, nebst Verzugszinsen i.H.v. fünf Prozentpunkten 

über dem Basiszinssatz seit dem 1. Februar 2023 zu zahlen; 

 

14. hilfsweise für den Fall des Unterliegens mit den Anträgen zu 1) bis 13) die 

Beklagte zu verurteilen, an den Kläger weitere 5.230,20 Euro brutto für das 

Jahr 2022 zu zahlen, nebst Verzugszinsen i.H.v. fünf Prozentpunkten über 

dem Basiszinssatz seit dem 1. Januar 2023; 

 

15. äußerst hilfsweise für den Fall des Unterliegens mit den Anträgen zu 1) bis 

13) die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger weitere 1.978,56 Euro brutto 
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für das Jahr 2022 zu zahlen, nebst Verzugszinsen i.H.v. fünf Prozentpunk-

ten über dem Basiszinssatz seit dem 1. Januar 2023. 

 

Die Beklagte hat beantragt, 

 

die Klage abzuweisen. 

 

Sie hat die Auffassung vertreten, der Anstellungsvertrag sehe lediglich eine Überprü-

fung in angemessenen Zeitabständen von längsten drei Jahren vor. Es sei weder eine 

monatliche Überprüfung vereinbart worden noch, dass der Kaufpreiskraftverlust zwin-

gend vollständig weitergegeben werden müsse. Das Günstigkeitsprinzip greife nicht, 

weil es voraussetze, dass die Günstigkeit der mit einer Betriebsvereinbarung kollidie-

renden einzelvertraglichen Regelung bereits im Voraus – also unabhängig von den 

konkreten Bedingungen einer Betriebsvereinbarung – feststehe. Das sei hier nicht der 

Fall. Bei dem Schreiben vom 03.06.2013 habe es sich auch nicht um eine Willenser-

klärung, sondern lediglich um eine Wissenserklärung gehandelt, mit der die Beklagte 

Auskunft darüber gegeben habe, wie sich die (vermeintliche) Rechtslage aus ihrer 

Sicht darstelle. Jedenfalls sei der Betrachtung der Gesamtzeitraum seit 2012 zugrunde 

zu legen. In dieser Zeit habe der Gehaltsanstieg des Klägers deutlich über dem An-

stieg der Inflationsrate gelegen. Insoweit seien auch die seitens der Beklagten über 

die tabellenwirksamen Tariflohnerhöhungen hinaus geleisteten Einmalzahlungen zu 

berücksichtigen.  

 

Mit Urteil vom 23.02.2023, auf dessen Entscheidungsgründe wegen der im Einzelnen 

zugrundeliegenden Erwägungen verwiesen wird, hat das Arbeitsgericht die Klage ab-

gewiesen. 

 

Ein Anspruch des Klägers auf die begehrten Anpassungen folge weder aus Nr. 5 des 

Anstellungsvertrages i.V.m. dem Günstigkeitsprinzip noch aus dem Schreiben der Be-

klagten vom 03.06.2013. Der Kläger gehe zwar zutreffend davon aus, dass im Verhält-

nis zwischen dem unter Nr. 5 des Anstellungsvertrages geregelten Inflationsausgleich 

und § 3 der DV AT das Günstigkeitsprinzip gelte. Dieses Prinzip wende er jedoch aus 

näher dargelegten Gründen rechtsfehlerhaft an. Nach dem Verständnis des Klägers 

stünde ihm heute ein Gehalt zu, welches günstiger sei als die arbeitsvertragliche Re-

gelung und zudem auch noch günstiger als nach den Berechnungen in der Dienstver-

einbarung. Das sei mit dem Günstigkeitsprinzip nicht gemeint und nicht gewollt. Ferner 

sei zu berücksichtigen, dass der Anstellungsvertrag keine jährliche Anpassungsprü-

fungspflicht (wie mit dem Hilfsantrag zu 14. verfolgt) und erst recht keine monatliche 

Anpassungsprüfungspflicht (wie mit den Anträgen zu 1. bis 13. verfolgt), sondern le-

diglich eine Anpassungsüberprüfungspflicht nach längstens drei Jahren vorsehe. Un-

streitig sei das Gehalt des Klägers in den letzten Jahren stets im gleichen Umfang 

erhöht worden wie die Gehälter der Tarifangestellten. Zudem seien die Entgelterhö-

hungen in den Jahren 2012 bis jedenfalls zur Gehaltsanpassung am 01.11.2020 auch 

deutlich höher gewesen als die Inflation in der Zeit von 2012 bis zum 01.11.2020. Das 

gelte auch dann, wenn die Einmalzahlungen der Beklagten – wofür vieles spreche – 
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außer Betracht blieben. Des Weiteren spreche viel dafür, dass die Tariferhöhungen 

zum Zeitpunkt der Gehaltserhöhung am 01.07.2022 insgesamt auch noch höher ge-

wesen seien als die Inflation. Denn zum einen sei die Inflation im zweiten Halbjahr 

2022 deutlich höher als im ersten Halbjahr. Zum anderen berücksichtige der Kläger 

die Tariflohnerhöhung für das Jahr 2012 in Höhe von 2,9% nicht, wohl aber den kom-

pletten Inflationsausgleich für das Jahr 2012 in Höhe von 2,0%. Auch unter Berück-

sichtigung des Schreibens der Beklagten vom 03.06.2013 ergebe sich kein Anspruch 

des Klägers, weil die Beklagte sich mit dem Schreiben nicht zusätzlich rechtlich ver-

pflichten, sondern lediglich im Rahmen einer Wissenserklärung (wenn auch in fälsch-

licher Weise) die aus ihrer Sicht bestehende tatsächliche Rechtslage habe beschrei-

ben wollen. Das ergebe die - näher dargestellte - Auslegung dieses Schreibens. 

 

Mit seiner form- und fristgemäß eingelegten Berufung wendet sich der Kläger gegen 

das Urteil des Arbeitsgerichts, dessen rechtliche Wertungen er aus näher dargelegten 

Gründen, wegen deren Details auf die Berufungsbegründung verwiesen wird, für feh-

lerhaft hält.  

 

Der Kläger beantragt, 

 

das Urteil des Arbeitsgerichts Düsseldorf vom 23.02.2023 - 10 Ca 

4873/22 - abzuändern und die Beklagte gemäß den erstinstanzlich ge-

stellten Anträgen zur Zahlung zu verurteilen. 

 

Die Beklagte beantragt, 

 

die Berufung zurückzuweisen. 

 

Mit ihrer Berufungsbeantwortung, auf die wegen der Einzelheiten des zweitinstanzli-

chen Vorbringens verwiesen wird, verteidigt sie das Urteil des Arbeitsgerichts unter 

Wiederholung und Vertiefung ihres erstinstanzlichen Vortrags. 

 

Während der mündlichen Verhandlung vor dem Berufungsgericht hat der Kläger klar-

gestellt, dass er seinen Anspruch vorrangig auf den Arbeitsvertrag vom 01.01.1992, 

dort § 3 Nr. 1, und hilfsweise auf das Schreiben der Beklagten vom 03.06.2013 stützt. 

 

Von der weitergehenden Darstellung des Tatbestandes wird gemäß § 69 Abs. 2  

ArbGG abgesehen und wegen der übrigen Einzelheiten des zugrundeliegenden Sach-

verhalts sowie des widerstreitenden Sachvortrags und der unterschiedlichen Rechts-

auffassungen der Parteien gemäß § 69 Abs. 3 Satz 2 ArbGG ergänzend auf den Ak-

teninhalt, insbesondere die wechselseitigen Schriftsätze der Parteien nebst Anlagen 

sowie die Protokolle der mündlichen Verhandlungen aus beiden Instanzen Bezug ge-

nommen. 
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E N T S C H E I D U N G S G R Ü N D E : 

 

I. 

 

Die den Anforderungen der §§ 66 Abs. 1, 64 Abs. 1, 2, 6 ArbGG in Verbindung mit  

§§ 519, 520 ZPO genügende und deshalb zulässige Berufung konnte in der Sache 

keinen Erfolg haben. Das Arbeitsgericht hat richtig entschieden, indem es die Klage 

sowohl mit dem Haupt- als auch den Hilfsanträgen abgewiesen hat. Im Berufungsver-

fahren sind weder in tatsächlicher noch in rechtlicher Hinsicht Gesichtspunkte vorge-

bracht worden, die zu einer Abänderung der Entscheidung des Arbeitsgerichts Veran-

lassung geben könnten.  

 

Der Kläger hat keinen Anspruch auf die mit der Klage verfolgten Zahlungen. Das dem 

Kläger aus dem Altersteilzeitarbeitsverhältnis für die nach dem Inhalt der Klageanträge 

jeweils strittigen Zeiträume geschuldete Altersteilzeitentgelt ist mit den von der Beklag-

ten geleisteten Zahlungen vollständig erfüllt. Entgegen der Auffassung des Klägers 

war die Beklagte für den strittigen Zeitraum weder zu der den Berechnungen des 

Hauptantrags zugrundeliegenden monatlichen noch zu einer den Berechnungen der 

Hilfsanträge zugrundeliegenden jährlichen Kaufkraftanpassung verpflichtet.  

 

1. Eine Anpassungsverpflichtung ergibt sich nicht aus Nr. 5 des Anstellungsvertrages. 

Das ergibt die Auslegung dieser vertraglichen Bestimmung.  

 

a) Es kann offenbleiben, ob es sich bei der Vereinbarung um eine Allgemeine Ver-

tragsbedingung handelt. Denn sowohl eine an den für die Auslegung von Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen geltende objektive als auch eine konkret-individuelle Ausle-

gung führt zu demselben Ergebnis. Es bedarf auch keiner Entscheidung, ob die ver-

tragliche Vereinbarung eine Pflicht zur Anpassung oder - wie die Beklagte meint - nur 

eine bloße Überprüfungspflicht begründet. Selbst wenn zugunsten des Klägers davon 

ausgegangen wird, dass aus der vertraglichen Regelung grundsätzlich ein Rechtsan-

spruch auf eine - vollständige - Anpassung der Kaufkraft erwächst, führt dies nicht zu 

dem vom Kläger gewünschten Ergebnis. 

 

b) Wird die unter Nr. 5 des Arbeitsvertrages getroffenen Vereinbarung zur Kaufkraft-

anpassung als Allgemeine Arbeitsvertragsbedingung verstanden, so ist sie als solche 

nach ihrem objektiven Inhalt und typischen Sinn einheitlich so auszulegen, wie sie von 

verständigen und redlichen Vertragspartnern unter Abwägung der Interessen der nor-

malerweise beteiligten Verkehrskreise verstanden wird. Dabei sind nicht die Verständ-

nismöglichkeiten des konkreten, sondern die des durchschnittlichen Vertragspartners 

des Verwenders zugrunde zu legen. Ansatzpunkt für die nicht am Willen der jeweiligen 

Vertragspartner zu orientierende Auslegung Allgemeiner Geschäftsbedingungen ist in 

erster Linie der Vertragswortlaut. Ist dieser nicht eindeutig, kommt es für die Auslegung 

entscheidend darauf an, wie der Vertragstext aus Sicht der typischerweise an Ge-

schäften dieser Art beteiligten Verkehrskreise zu verstehen ist, wobei der Vertragswille 

verständiger und redlicher Vertragspartner beachtet werden muss. Soweit auch der 
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mit dem Vertrag verfolgte Zweck einzubeziehen ist, kann das nur in Bezug auf typische 

und von redlichen Geschäftspartnern verfolgte Ziele gelten. Bleibt nach Ausschöpfung 

der Auslegungsmethoden ein nicht behebbarer Zweifel, geht dies gemäß § 305c Abs. 

2 BGB zulasten des Verwenders. Der die Allgemeinen Geschäftsbedingungen ver-

wendende Arbeitgeber muss bei Unklarheiten die ihm ungünstigste Auslegungsmög-

lichkeit gegen sich gelten lassen. Die Anwendung der Unklarheitenregel des § 305c 

Abs. 2 BGB setzt allerdings voraus, dass die Auslegung einer einzelnen AGB-Bestim-

mung mindestens zwei Ergebnisse als vertretbar erscheinen lässt und von ihnen kei-

nes den klaren Vorzug verdient. Es müssen „erhebliche Zweifel“ an der richtigen Aus-

legung bestehen. Die entfernte Möglichkeit, zu einem anderen Ergebnis zu kommen, 

genügt für die Anwendung der Bestimmung nicht (BAG, Urteil vom 25.01.2023 - 10 

AZR 109/22, juris Rn. 21 m.w.N.). 

 

c) Die Anwendung dieser Grundsätze führt zu dem Ergebnis, dass die Beklagte zu 

einer Überprüfung und - zugunsten des Klägers unterstellten - Anpassung der Kauf-

kraft entgegen der Auffassung des Klägers nicht etwa allmonatlich oder gar fortwäh-

rend, sondern in einem mit Abschluss des Vertrages, hier also mit dem 01.01.1992, 

beginnenden Rhythmus von drei Jahren verpflichtet ist. 

 

Warum die unter Nr. 5 des Anstellungsvertrages vereinbarte Klausel so zu verstehen 

ist, hat die 12. Kammer des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf zu einer nahezu text-

identischen Klausel im Parallelfall eines Kollegen des Klägers in ihrem Urteil vom 

06.09.2023 überzeugend herausgearbeitet (LAG Düsseldorf, Urteil vom 06.09.2023 - 

12 Sa 24/23 -). Die erkennende Kammer folgt den Erwägungen der 12. Kammer und 

macht sich diese zu Eigen. Danach gilt das Folgende: 

 

Auszugehen ist zunächst von dem Wortlaut der Vereinbarung unter Nr. 5 des Anstel-

lungsvertrages. Danach soll eine Überprüfung - und hier unterstellte - Anpassung in 

angemessenen Zeitabständen von höchstens drei Jahren erfolgen. Das ist der Maxi-

malzeitraum, welchen die Beklagte aufgrund der vertraglichen Vereinbarung nicht un-

terschreiten darf und zu welchem sie sich vertraglich verpflichtet hat. Ein bestimmter 

Beginn dieses Rhythmus wird dabei nicht festgelegt; insbesondere wird dieser z.B. 

nicht auf das Kalenderjahr bezogen. Dem entspricht auch der Sinn und Zweck der 

vertraglichen Regelung aus der Sicht verständiger und redlicher Vertragspartner. Die 

Überprüfpflicht bezieht sich auf das konkret mit dem Kläger vereinbarte Grundgehalt. 

Sinn und Zweck der Klausel ist es, den vertraglichen Wert des vereinbarten Grundge-

halts unter Berücksichtigung der Inflation im Grundsatz zu erhalten. Dann ist es sach-

gerecht, für den Beginn des Überprüfungszeitraums nicht an das Kalenderjahr oder 

einen anderen beliebigen Zeitpunkt, sondern an den Beginn des Anstellungsvertrages, 

hier also den 01.01.1992, anzuknüpfen. Der Wert des ab diesem Zeitpunkt vereinbar-

ten Grundgehalts soll durch die Vereinbarung gesichert bzw. erhalten werden. Einen 

kürzeren als den dreijährigen Überprüfungs- und - hier unterstellten - Anpassungszyk-

lus schreibt die vertragliche Regelung nicht vor. Das gilt insbesondere für die vom Klä-

ger verfochtene vertragliche Verpflichtung zu einer monatlichen oder gar permanenten 

Überprüfung- und Anpassung. Vom Sinn und Zweck der Klausel her, aber auch aus 
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dem Blickwinkel einer praktikablen Handhabung des damit einhergehenden Überprü-

fungs- und ggf. resultierenden Aufwandes, kann es nach dem Verständnis des nur 

objektiven Betrachters nur um eine Überprüfung und - hier unterstellte - Anpassung in 

angemessenen Zeitabständen gehen, wobei diese hier vertraglich auf maximal drei 

Jahre fixiert sind. Aus den übrigen Umständen ergibt sich nichts anderes. Das gilt na-

mentlich für das Schreiben der Beklagten vom 03.06.2013 oder auch eine von der 

Beklagten praktizierte jährliche Überprüfung und Anpassung. Zwar heißt es in dem 

Schreiben vom 03.06.2013, dass der Kläger „in dem betreffenden Jahr“ eine Kaufkraft-

anpassung des Grundgehalts erhalte. Ein vertraglicher Anspruch, der abweichend von 

bisherigen vertraglichen Regelungen für die - als geschuldet unterstellte - Anpassung 

einen immer einzuhaltenden Mindestzeitraum von einem Jahr begründet, ergibt sich 

daraus jedoch nicht. Es ist allein die Rede davon, dass der Kläger in dem Jahr, in dem 

die Prüfung zu dem einen oder anderen Ergebnis führt, je nach Günstigkeit entweder 

die vertraglich vereinbarte Kaufkraftanpassung oder eine Anpassung gemäß dem Ta-

rifabschluss nach der DV AT erhält. Dass die Prüfung und die - unterstellte - Anpas-

sung z.B. auch im Falle einer über den Zeitraum von einem Jahr hinausgehenden Ta-

riflaufzeit von z.B. 24 Monaten, jährlich zu erfolgen habe, lässt sich daraus nicht able-

sen. An diesem Ergebnis ändert auch eine nachfolgende tatsächliche Anpassungspra-

xis nichts. Selbst wenn die Anpassung jährlich erfolgte oder eine Kaufkraftanpassung 

unter Angabe eines bestimmten Prozentsatzes „p.a.“ mitgeteilt wurde, hält sich dies 

innerhalb des vertraglichen Rahmens, der eine Anpassung in einem Zeitabstand von 

„höchstens“ drei Jahren regelt. Sofern die Beklagte oder deren Rechtsvorgängerin tat-

sächlich in einem kürzeren Rhythmus überprüfte und anpasste, kann aus dieser tat-

sächlichen Handhabung aus der Sicht eines verständigen objektiven Dritten nicht ab-

geleitet werden, dass sie sich damit zu einem von der vertraglichen Vereinbarung ab-

weichenden jährlichen Mindestrhythmus für Überprüfung und Anpassung vertraglich 

verpflichteten wollte. Auslegungszweifel bestehen zur Überzeugung der Kammer 

nicht.  

 

d) Hat die Überprüfung und - zugunsten des Klägers unterstellte - Anpassung der Kauf-

kraft nach der vertraglichen Vereinbarung mithin in einem dreijährigen Rhythmus zu 

erfolgen, der mit Abschluss des Vertrages, hier also am 01.01.1992 begann, ist gleich-

wohl zu berücksichtigen, dass Sinn und Zweck der Anpassungsklausel ein „Neuauf-

setzen“ des Rhythmus am 01.12.2021 bedingen können und ein solcher Fall hier ein-

getreten ist. 

 

aa) Unter welchen Umständen ein derartiges Neuaufsetzen des Rhythmus erforderlich 

werden kann, hat die 12. Kammer des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf in ihrer be-

reits zitierten Entscheidung vom 06.09.2023 mit Blick auf die Tatsache überzeugend 

herausgearbeitet, dass der dortige Kläger im Laufe des Vertragsverhältnisses eine Be-

förderung erfuhr, mit der eine leistungsbezogene Erhöhung des Grundgehaltes ver-

bunden war. Die erkennende Kammer teilt die Auffassung der 12. Kammer, dass in 

den Fällen, in denen das Verhältnis von Leistung und Gegenleistung (vertragliches 

Synallagma) neu bestimmt wird, der für die Überprüfung und - hier unterstellte - An-
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passung nach der vertraglichen Regelung maßgebliche dreijährige Rhythmus neu ein-

setzt. Das folgt unmittelbar aus dem bereits angesprochenen Zweck der Kaufkraftan-

passungsklausel, den vertraglichen Wert des für die vereinbarte Tätigkeit vereinbarten 

Grundgehalts unter Berücksichtigung der Inflation im Grundsatz zu erhalten. Wird das 

Verhältnis zwischen Leistungspflicht und Entgelt neu bestimmt, resultiert daraus der 

Bedarf, nunmehr das neu bestimmte Grundgehalt in seinem Wertverhältnis zur Leis-

tungspflicht inflationsbedingt zu sichern. Eben dies gewährleistet das Neuaufsetzen 

des dreijährigen Überprüfungs- und Anpassungsrhythmus. Auslegungszweifel beste-

hen zur Überzeugung der Kammer auch insoweit nicht. 

 

bb) Anders als in dem von der 12. Kammer entschiedenen Fall, gab es im hiesigen 

Fall nach der Darstellung des Klägers während der mündlichen Verhandlung vor dem 

Berufungsgericht zwar keine Beförderung. Es kann auch dahinstehen, ob die Begrün-

dung des Zweitarbeitsverhältnisses mit der Rechtsvorgängerin der Beklagten im April 

2002 ein Neuaufsetzen des dreijährigen Rhythmus bedingte. Dafür könnte zum einen 

sprechen, dass das letztlich auf die Beklagte übergegangen Zweitarbeitsverhältnis da-

mit überhaupt erst begründet wurde und die Vertragsparteien offenkundig Veranlas-

sung sahen, das Bruttogrundgehalt des Klägers in der Vereinbarung ausdrücklich mit 

74.905 EUR festzuschreiben. Denn jedenfalls der Abschluss der Altersteilzeitverein-

barung hat nach dem dargestellten Sinn und Zweck der Kaufkraftanpassungsklausel 

ein Neuaufsetzen des dreijährigen Rhythmus mit dem 01.12.2021 zur Folge.  

 

Die Altersteilzeitvereinbarung greift tief in das Verhältnis von Leistungspflicht und Ge-

genleistung ein. Das gilt zum einen in zeitlicher Hinsicht. Während bislang eine durch-

schnittliche wöchentliche Arbeitszeit von 39 Stunden galt, wurde unter § 3 der Alters-

teilzeitvereinbarung eine durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit von 19,5 Stunden 

vereinbart. Zum anderen wurde das Verhältnis zwischen der zu erbringenden Arbeits-

leistung und der hierfür jeweils zu zahlenden Vergütung grundlegend verändert. Denn 

nach § 3 der Altersteilzeitvereinbarung hat der Kläger während der Arbeitsphase wei-

terhin die volle wöchentliche Arbeitszeit von 39 Stunden zu leisten. Gemäß § 4 der 

Vereinbarung erhält er hierfür jedoch nur eine auf der reduzierten wöchentlichen Ar-

beitszeit von 19,5 Stunden aufsetzende Vergütung, die zudem nicht wie bislang „frei 

verhandelt“ ist, sondern dem in § 3 Ziff. 3 der 8. ErgVB definierten Regelarbeitsentgelt 

entspricht und gemäß § 5 der Vereinbarung um eine Aufstockungszahlung von 30 

Prozent ergänzt wird.  

 

cc) Infolge dieser Veränderungen der synallagmatischen Leistungspflichten setzt der 

dreijährige Rhythmus mit Wirksamwerden der Altersteilzeitvereinbarung am 

01.12.2021 neu auf. Dies wiederum hat zur Folge, dass die Beklagte auf der Grund-

lage von Nr. 5 des Anstellungsvertrages erst am 01.12.2024 zu der vertraglich ge-

schuldeten Überprüfung und - hier unterstellten - Anpassung des Grundgehaltes des 

Klägers verpflichtet wäre. 

 

e) Bei konkret-individueller Auslegung der vertraglichen Vereinbarung ergibt sich kein 

anderes Ergebnis.  
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Atypische Willenserklärungen sind nach §§ 133, 157 BGB so auszulegen, wie die Par-

teien sie nach Treu und Glauben unter Berücksichtigung der Verkehrssitte verstehen 

müssen. Dabei ist vom Wortlaut auszugehen, zur Ermittlung des wirklichen Willens der 

Parteien sind jedoch auch die außerhalb der Vereinbarung liegenden Umstände ein-

zubeziehen, soweit sie einen Schluss auf den Sinngehalt der Erklärung zulassen. Vor 

allem sind die bestehende Interessenlage und der mit dem Rechtsgeschäft verfolgte 

Zweck zu berücksichtigen (BAG 29.03.2023 - 5 AZR 55/19, juris Rn. 45). Wortsinn 

sowie Sinn und Zweck sprechen auch insoweit für dafür, dass der Kläger einen ver-

traglichen Überprüfungs- und Anpassungsanspruch im dargestellten Sinne hat. Der 

Anpassungsrhythmus beträgt danach ebenfalls drei Jahre und setzt aus denselben 

Erwägungen mit Wirksamwerden der Altersteilzeitvereinbarung am 01.12.2021 neu 

auf. Die konkrete Interessenlage der Vertragsparteien führt zu keinem anderen Ergeb-

nis. Auslegungszweifel bestehen zur Überzeugung der Kammer auch insoweit nicht. 

 

f) Im Ergebnis ist damit festzuhalten, dass der Kläger aus Nr. 5 des Anstellungsvertra-

ges keinen Anspruch auf die mit der Klage verfolgten Zahlungen hat, weil die nach 

dem Inhalt der Klageanträge für die jeweils strittigen Zeiträume geschuldeten Entgelt-

ansprüche mit den von der Beklagten geleisteten Zahlungen vollständig erfüllt sind und 

die Beklagte für diese Zeiträume mangels Ablauf des mit dem 01.12.2021 begonnenen 

dreijährigen Überprüfungsrhythmus keine Kaufkraftanpassung schuldete.  

 

g) Allerdings würde sich ein dem Kläger günstigeres Ergebnis auch nicht einstellen, 

wenn weder in dem Wirksamwerden des Altersteilzeitvertrages noch in sonstigen Ge-

schehnissen und Entwicklungen des Arbeitsverhältnisses ein Grund für ein Neuauf-

setzen des dreijährigen Rhythmus erblickt würde. Denn auch dann wäre der aus Nr. 5 

des Anstellungsvertrages erwachsenden Pflicht zur Überprüfung und - hier unterstell-

ten - Anpassung des dem Kläger zu zahlenden Grundgehaltes genüge getan. 

 

aa) Zwar spricht die Kaufkraftanpassungsklausel nur von einem Ausgleich der einge-

tretenen Inflations- bzw. Kaufkraftverlust. Es bestehen aber keine Anhaltspunkte dafür, 

dass etwas anderes gemeint sein sollte als der Verbraucherpreisindex für Deutschland 

(VPI). Ausgehend vom 01.01.1992 führt der dreijährige Rhythmus zu folgenden Ter-

minen für die Überprüfung und - hier unterstellte - Anpassung: 01.01.1995, 

01.01.1998, 01.01.2001, 01.01.2004, 01.01.2007, 01.01.2010, 01.01.2013, 

01.01.2016, 01.01.2019, 01.01.2022. Maßgeblich ist demnach für den hier streitge-

genständlichen Zeitraum von Januar 2022 bis Januar 2023 der mit dem 01.01.2022 

anfallende Termin. In Übereinstimmung mit den Erwägungen der 12. Kammer in der 

zitierten Entscheidung vom 06.09.2023 geht auch die erkennende Kammer davon aus, 

dass der Kaufkraftverlust sich entsprechend der Rechtsprechung zu § 16 BetrAVG 

ausgehend von dem VPI im Monat vor dem Anpassungsstichtag bemisst. Für die Er-

mittlung des Anpassungsbedarfs ist auf die Indexwerte der Monate abzustellen, die 

dem Beginn des maßgeblichen Anpassungszeitraums - hier 01.01.1992 - und dem 

aktuellen Anpassungsstichtag - hier 01.01.2022 - unmittelbar vorausgehen. Nur auf 

diesem Weg ist der gebotene volle Kaufkraftausgleich sichergestellt (LAG Düsseldorf, 
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Urteil vom 06.09.2023 - 12 Sa 24/23 unter Hinweis auf BAG, Urteil vom 23.02.2021 - 

3 AZR 15/20, juris Rn. 62).  

 

bb) Unter Zugrundelegung des VPI 2020 = 100 betrug der Indexstand im Dezember 

1992 63,5 Punkte und im Dezember 2021 104,7 Punkte. Dies ergibt eine auszuglei-

chende Inflation von: 104,7 - 63,5 = 41,2 Punkte. Daraus folgt ein erforderlicher Kauf-

kraftausgleich von 41,2 / 63,5 x 100 = 64,88%. Das Jahresgrundgehalt am 01.01.1992 

von 101.000,00 DM = 51.640,48 EUR wäre mithin durch Multiplikation mit dem Faktor 

1,6488 auf den Betrag von 85.144,82 anzupassen, woraus sich, geteilt durch 12, ein 

monatliches Grundgehalt von 7.095,40 EUR errechnet. 

 

cc) Diesen Anpassungsbedarf hat die Beklagte mit den Gehaltserhöhungen, die sie 

dem Kläger in Vollzug der tariflichen Entgelterhöhungen gemäß DV AT gewährte, 

mehr als erfüllt. 

 

Bei der Prüfung ist allerdings die Eingangsprämisse der hier anzustellenden Betrach-

tung zu beachten, die darin liegt, dass weder in dem Wirksamwerden des Altersteil-

zeitvertrages noch in sonstigen Geschehnissen und Entwicklungen des Arbeitsverhält-

nisses ein Grund für ein Neuaufsetzen des dreijährigen Rhythmus erblickt wird. Aus 

der Logik dieser Prämisse folgt, dass für den Vergleich zwischen dem Grundgehalt, 

das dem Kläger nach der vorstehenden Berechnung zu zahlen ist, und dem im Ver-

laufe des Arbeitsverhältnisses erreichten Vergleichsentgelt nicht auf das im strittigen 

Zeitraum gezahlte sog. Altersteilzeitentgelt (reduziertes Regelarbeitsentgelt gemäß  

§ 4 der Alterszeitzeitvereinbarung zuzügl. Aufstockung gemäß § 5) abgestellt werden 

darf. Maßgeblich ist vielmehr das vom Kläger vor Beginn der Altersteilzeit bezogene 

Entgelt, das sich ausweislich der von der Beklagten mit der Klageerwiderung als An-

lage B10 vorgelegten Entgeltbescheinigung für Juni 2021 aus einem monatlichen 

„Festgehalt“ von € 9.474,34 brutto zuzüglich verschiedener weiterer Positionen belief. 

Allein die Betrachtung der Position „Festgehalt“ lässt zweifelsfrei erkennen, dass von 

einem Defizit des Klägers in der inflationsbedingten Anpassung seines Arbeitsentgelts 

bei weitem keine Rede sein kann. 

 

2. Aus dem Schreiben der Beklagten vom 03.06.2013 folgt ebenfalls keine Verpflich-

tung zu der den Berechnungen des Hauptantrags zugrundeliegenden monatlichen  

oder zu einer den Berechnungen der Hilfsanträge zugrundeliegenden jährlichen Kauf-

kraftanpassung.  

 

a) Es bleibt offen, ob dem Kläger mit dem Schreiben einzelvertraglich die Anwendung 

des Günstigkeitsprinzips im Verhältnis zwischen der vertraglichen Vereinbarung unter 

Nr. 5 des Anstellungsvertrages und der DV AT zugesagt wurde. Die Auslegung des 

Schreibens ergibt, dass dem Kläger mit diesem Schreiben jedenfalls kein Anspruch 

zugesagt worden ist, der über seinen vertraglichen Anspruch hinausgeht. Objektive 

und konkret-individuelle Auslegung führen nicht zu unterschiedlichen Ergebnissen. 

Auch insoweit folgt die erkennende Kammer den überzeugenden Erwägungen der 12. 
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Kammer in der bereits zitierten Entscheidung zu einem dieselbe Rechtsfrage betref-

fenden Parallelfall eines Kollegen des Klägers (LAG Düsseldorf, Urteil vom 06.09.2023 

- 12 Sa 24/23 -). Danach gilt das Folgende: 

 

aa) Zwar kann der Kläger ein ihm günstiges Vertragsangebot der Beklagten auch still-

schweigend annehmen (§ 151 BGB). Entscheidend für die Entstehung eines An-

spruchs ist dabei nicht der Verpflichtungswille, sondern wie der Erklärungsempfänger 

die Erklärung oder das Verhalten des Arbeitgebers nach Treu und Glauben unter Be-

rücksichtigung aller Begleitumstände (§§ 133, 157 BGB) verstehen musste und ob er 

auf einen Bindungswillen des Arbeitgebers schließen durfte (LAG Düsseldorf, Urteil 

vom 06.09.2023 - 12 Sa 24/23 - unter Hinweis auf BAG, Urteil vom 25.01.2023 - 10 

AZR 109/22, juris Rn. 11). Maßstab bei der objektiven Auslegung sind dabei - wie oben 

dargelegt - ausgehend vom Wortlaut die typischerweise an Geschäften dieser Art be-

teiligten Verkehrskreise, wobei der Vertragswille verständiger und redlicher Vertrags-

partner beachtet werden muss. 

 

bb) Hiervon ausgehend folgt entgegen der Ansicht des Klägers aus dem Schreiben 

vom 03.06.2013 kein eigenständiger Verpflichtungstatbestand, der über den dem Klä-

ger vertraglich zugesagten Anspruch hinausgeht. Dafür spricht zunächst der Vertrags-

wortlaut. Dieser stellt für die Anwendung des Günstigkeitsprinzips zwei Dinge gegen-

über, nämlich den einzelvertraglichen Anspruch des Klägers und die tarifdynamische 

Anpassung der Grundgehälter nach der DV AT. Dies belegt bereits der Eingangssatz. 

Danach ist ausdrücklich der arbeitsvertragliche Anspruch auf Kaufkraftanpassung 

übergegangen. Es wird mithin kein neuer Anspruch zugesagt oder kreiert, sondern an 

den bereits vorhandenen arbeitsvertraglichen Anspruch angeknüpft. Dieser und kein 

neuer Anspruch wird im ersten Absatz der Dynamisierung gemäß DV AT gegenüber-

gestellt. Bereits das zeigt deutlich, dass es um einen Vergleich der beiden bestehen-

den Anspruchsgrundlagen geht, nicht aber um deren Veränderung. Nicht anders ist 

aus der Sicht objektiv verständiger Dritter der Eingangsabsatz des zweiten Absatzes 

zu verstehen. Es wird ausgeführt, dass das Günstigkeitsprinzip zukünftig gelten soll. 

Auch dies steht indes nicht isoliert. Das Schreiben vom 03.06.2013 gelangt dazu viel-

mehr unter Würdigung der ausdrücklich genannten Ansprüche, nämlich dem einzel-

vertraglichen Anspruch auf Kaufkraftanpassung und der Tarifdynamik aus der DV AT. 

Auch dies spricht deutlich dagegen, dass mit der - hier zu Gunsten des Klägers unter-

stellten - Zusage des Günstigkeitsprinzips mehr zugesagt werden sollte, als sich aus 

den beiden Anspruchsgrundlagen ergibt. Aus den nachfolgenden Sätzen folgt nichts 

anderes. Aus der Sicht eines verständigen objektiven Dritten konnten diese nicht da-

hingehend verstanden werden, dass die beiden eingangs gegenübergestellten An-

spruchsgrundlagen und die daraus resultierende Rechtslage nunmehr verändert wer-

den und ein Mehr zugesagt werden sollte. Es wird schlicht konkret als Beispiel ausge-

führt, wie dieser Günstigkeitsvergleich durchgeführt werden soll. Richtig ist, dass dabei 

ausgeführt ist, dass der Kläger „in dem betreffenden Jahr“ eine Kaufkraftanpassung 

des Grundgehalts erhalten soll. Wie bereits erwähnt knüpft dies lediglich an die inner-

halb des vertraglich Zugesagten tatsächlich geübte Praxis an, wonach in tatsächlicher 

Hinsicht zuletzt in einem jährlichen Rhythmus überprüft und angepasst wurde. Das 
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hielt sich - wie ausgeführt - aber innerhalb des durch Nr. 5 des Anstellungsvertrages 

vorgegebenen Vertragsrahmens, der eine Überprüfung in angemessenen Zeitabstän-

den von höchstens drei Jahren vorsieht. Die tatsächliche Erfüllung dieser vertraglichen 

Verpflichtung durch die bisherige Praxis führt aus Sicht objektiver Dritter auch unter 

Berücksichtigung des Schreibens vom 03.06.2013 nicht dazu, dass vertraglich zuge-

sagt nunmehr ein kürzerer verpflichtender Rhythmus von einem Jahr gilt. Probleme in 

der Anwendung des - hier als zugesagt unterstellten - Günstigkeitsprinzips ergeben 

sich aus dieser Interpretation nicht. Es ist schlicht ausgehend vom Beginn des Arbeits-

verhältnisses oder dem durch Änderungen in der Leistungsbeziehung bedingten Neu-

aufsetzen des Rhythmus alle drei Jahre das Grundgehalt des Klägers zu überprüfen. 

Etwaige Tariferhöhungen, die bereits erfolgt sind, sind dabei zu berücksichtigen. Ta-

rifanpassungen nach dem letzten vertraglichen Anpassungsstichtag werden zu dem 

tariflich vereinbarten Zeitpunkt nur insoweit weitergegeben, als sie ausgehend von der 

letzten Tarifanpassung das vertraglich angepasste Gehalt übersteigen. Beide Dyna-

misierungen laufen schlicht parallel und das jeweils günstigere Ergebnis kommt zur 

Anwendung. Auslegungszweifel bestehen hierzu nicht. 

 

cc) Eine konkret-individuelle Auslegung führt zu keiner Abweichung. Aus der Sicht ei-

nes konkret individuellen Empfängers in der Situation des Klägers ergibt sich bei Wür-

digung von Interessenlage und Zweck des Schreibens vom 03.06.2013 kein anderes 

Ergebnis als vorstehend dargestellte.  

 

 

II. 

 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 64 Abs. 6 ArbGG in Verbindung mit § 97 Abs. 1 

ZPO. 

 

 

III. 

 

Für eine Zulassung der Revision an das Bundesarbeitsgericht bestand angesichts der 

dafür geltenden Voraussetzungen des § 72 Abs. 2 ArbGG keine Veranlassung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

RECHTSMITTELBELEHRUNG 

 

Gegen dieses Urteil ist ein Rechtsmittel nicht gegeben.  
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Wegen der Möglichkeit der Nichtzulassungsbeschwerde wird auf § 72a ArbGG ver-

wiesen. 

 

 

 

 

 

Mailänder                                         vom Brocke                                       Özen 

 


